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Wüst ist die Waffe
gegen die AfD

W
äre am Sonntag
Bundestags-
wahl, käme die

AfD in NRW auf 24 Pro-
zent und wäre damit erst-
mals stärkste Kraft an
Rhein und Ruhr. Dieses
Ergebnis einer Forsa-Um-
frage für den „Kölner
Stadt-Anzeiger“ hat die demokrati-
schen Parteien im Düsseldorfer
Landtag schwer erschüttert. Über
Jahre hinweg hatte man die Ansicht,
dass NRW über eine gewisse Resi-
lienz gegenüber den AfD-Einflüs-
sen verfüge, wie eine Monstranz vor
sich hergetragen. Die neuen demos-
kopischen Werte zeigen, dass das
ein Trugschluss war. Die blaue Welle
schwappt nach NRW. Die Landes-
politik reibt sich die Augen.

Die Nachricht von den prognosti-
zierten massiven Stimmenzuwäch-
sen für die AfD ist auch in der Düs-
seldorfer Staatskanzlei wie ein Blitz
eingeschlagen. IndervorherigenEr-
hebung – vor den Landtagswahlen
in Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-
Vorpommern und Berlin– waren für
die AfD noch 17 Prozent vorherge-
sagt worden. Der Höhenflug im Os-
ten lässt nun auch die Zustim-
mungswerte der Partei im Westen in
die Höhe schnellen. Fast jeder vierte
Wähler an Rhein und Ruhr würde für
die Rechten stimmen. Eine scho-
ckierende Nachricht.

Der Ministerpräsident muss jetzt in seinem
Heimatland zum „Mann gegen Blau“ werden

Bis zum Wahltermin
am 25. April 2027 gehen
noch 214 Tage ins Land.
Diese Zeit muss die CDU
nutzen, um den Hype um
die AfD wieder einzufan-
gen. Die beste Waffe, um
die Partei, die in NRW
vom Verfassungsschutz

als rechtsextremistischer Ver-
dachtsfall eingestuft wird, zu be-
kämpfen, ist der Ministerpräsident
selbst. Weitere Versuche, die Ge-
rüchte über einen Wechsel nach
Berlin von Düsseldorf aus zu befeu-
ern, verbieten sich ab sofort. Wüst
muss jetzt in seinem Heimatland
zum „Mann gegen Blau“ werden.

Die Ausgangsposition dabei
könnte schlechter sein. Aus der For-
sa-Umfrage geht hervor, dass Wüsts
Beliebtheitswerte deutlich über
denen der Bundespartei und von
Kanzler Friedrich Merz liegen. Ihm
könnteesgelingen,dasalteNarrativ
Johannes Raus „Wir in NRW“ als
populärer Landesvater neu zu bele-
ben. Wenn die Wüst-Wahlplakate
erstmalhingen,werdederAfD-Spuk
ein Ende haben, beruhigen sich
manche in der NRW-CDU. Die größ-
te Bedrohung für einen Wahlerfolg
sei der schlechte Bundestrend.

Ein Abflauen des Gegenwinds aus
Berlin istabernicht inSicht.DieSPD
dringt nach den schweren Wahlnie-
derlagen auf eine massive Kurskor-
rektur und Nachverhandlungen bei
den anstehenden Sozialreformen
imBund.NeueEntlastungenbeiden
Lebenshaltungskosten, ein Pflege-
kostendeckel und der Erhalt von
Rentenansprüchen für langjährig
Versicherte dürften zu einem anhal-
tenden Streit mit der Union führen.
Und die Debatte um die Zukunft der
Krankenversicherung, die der Kanz-
ler selbst angestoßen hat, stößt in-
nerhalb der Union auf Widerstand.

So steht aus Sicht der Union zu be-
fürchten, dass sich die Aversion von
immer mehr Wählern gegen den
Bundeskanzler verschärfen wird.
Wüst wird aller Voraussicht nach
versuchen, sich mit einem modera-
ten Absetzungskurs gegen Merz
über die Ziellinie zu retten. Er hat
gelobt, „so lange wie möglich“ Mi-
nisterpräsident von NRW bleiben zu
wollen. Eine Zusage, die nach dem
25. April 2027 ihr Verfallsdatum
schnell überschreiten könnte.

LEITARTIKEL

Die Spekulationen über einen
Kanzlertausch haben die NRW-CDU
in den letzten Wochen in Atem ge-
halten. Nachdem nun klar ist, dass
Friedrich Merz im Amt bleiben wird,
tut sich die nächste Baustelle auf.
Ein möglicher Vormarsch der AfD
könnte der CDU das Ergebnis bei der
NRW-Wahl verhageln. Sollte der
blaue Balken am Wahltag in die Nä-
he des schwarzen klettern, wäre
auch das Image von Ministerpräsi-
dent Hendrik Wüst schwer beschä-
digt. Seine Chancen, Merz irgend-
wann doch noch abzulösen, bekä-
men einen empfindlichen Dämpfer.

Endlich handelt NRW

D
as Land handelt.
Nach den Enthül-
lungen um die Liste

CoesfeldlegtNRWeinPro-
gramm vor, mit dem aus-
reisepflichtige Straftäter
und Gefährder schneller
erfasst und Rückführun-
gen priorisiert werden sol-
len.Dasistrichtig–undhöchsteZeit.
Informationen über Strafakten, Si-
cherheitsrisikenundfehlendeReise-
dokumente dürfen nicht zwischen
Behörden verloren gehen. Ministe-
rin Schäffer (Grüne) verdient An-
erkennung dafür, dass sie Konse-
quenzenzieht.Werausreisepflichtig

Land reagiert auf Durcheinander um Abschiebeliste

ist und straffällig wird oder als Si-
cherheitsrisiko gilt, muss oben auf
dem Stapel liegen. Wer bleiben darf,
braucht dafür einen nachvollziehba-
ren Grund.

Doch der Fünf-Punkte-Plan darf
nicht vor allem neue Kontrollbüro-
kratie erzeugen. Noch mehr Akten

KOMMENTAR

könnten von Kommunen
zu Bezirksregierungen
und zurückwandern. Am
Ende ist überall dokumen-
tiert, wer zuständig sein
müsste, aber niemand
fühlt sich verantwortlich.

Deshalb sollte das Land
beibesondersschwierigen

Rückführungen selbst das Steuer
übernehmen. Eine zentrale Landes-
stelle könnte so Kommunen entlas-
ten. Wo das Land Informationen zu-
sammenführt, sollte es Verantwor-
tung übernehmen.

Nicht jede Verzögerung ist Behör-
denversagen: Identitäten müssen
geklärt,Gerichtsentscheidungenbe-
achtetwerden.Aberwenn2100Men-
schen mit rund 12.000 Ermittlungen
in Verbindung stehen, darf der Staat
nichterstdurchdieRecherchedieser
Redaktion merken, dass seine Infor-
mationen nicht zusammenpassen.

Jetzt zählt die Umsetzung. Aus
dem Programm müssen klare Zu-
ständigkeiten, feste Fristen und tat-
sächlich vollzogene, rechtssichere
Rückführungen werden. Die Glaub-
würdigkeit des Staates wird nicht
durch Listen gerettet, sondern durch
sichtbares Handeln: vor Ort und
unterstütztvoneinemLand,dasVer-
antwortung übernimmt.

Kölner
Rückenwind

E
s ist nicht lange her, da ist die
Bewerbung der Städte an Rhein
und Ruhr um die Olympischen

Spiele belächelt worden. Olympia?
Ernsthaft? Wo nicht mal die Kölner
Straßenbahnen halbwegs pünktlich
fahren? Noch frisch war die Erinne-
rung an die Düsseldorfer Pleite bei
der deutschen Ausscheidung für die
Spiele 2012.

Dieses Mal ist Köln das Zugpferd
für die NRW-Bewerbung um die
Wettkämpfe 2036, 2040 oder 2044.
Und zwei Tage vor der nationalen
Entscheidung lässt sich sagen: So
nah war die Stadt den Olympischen
Ringen noch nie. Am Samstag
kommt es zum Entscheid zwischen
Köln und München. Der Rückzug
Berlins folgt aus abgeschlagener
Position in der Rangfolge. Mit ande-
renWorten:Kölnunddie14anderen
Bewerberstädte im Bundesland ha-
ben viel richtig gemacht. Die Zu-
stimmung der Bürger ist ähnlich
hoch ausgefallen wie in München,
und in der Bewerbungsmappe blit-
zen ein paar Superlative auf, die je-
dem IOC-Mitglied gefallen dürften.

Da ist vor allem die Zahl von bis zu
17,6 Millionen Tickets, die verkauft
werden könnten. Und da sind Wett-
kämpfe vor Rekordkulissen:
Schwimmen vor 60.000 Besuchern

Olympia-Bewerbung:
Rhein Ruhr hat viel

richtig gemacht
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im Stadion auf Schalke oder ähnli-
che Kulissen beim Rugby im Kölner
Stadion oder Handball in Düssel-
dorf.DazukommtdieErzählungvon
Modernität und Nachhaltigkeit. Die
Sportstätten liegen noch kompakter
zusammen als in Paris 2024, ver-
sprechen die Initiatoren. Athleten
könnten mit dem Schnellboot auf
dem Rhein zu Wettkämpfen in
Nachbarstädten fahren – und eines
Tages auch die Bürger?

München hat den olympischen
Traum vor mehr als 50 Jahren reali-
siert. Aber Köln hat mit den Partner-
städten eine eigene Erzählung ge-
funden und mit den gut vernetzten
Akteuren die Bewerbung erfolg-
reich platziert. Das ist mehr als nur
ein Achtungserfolg. Aber wie im
Wettkampf zählt am Ende nur eins:
das Ergebnis.

Trump setzt auf Besuchsdiplomatie

D
er chinesische Präsident Xi
Jinpingist inWashington,um
sich zum zweiten Mal in die-

sem Jahr mit US-Präsident Donald
Trump zu treffen. Trotz der gleich-
zeitig stattfindenden UN-General-
versammlung in New York, die fast
130 Staats- und Regierungschefs in
die US-Metropole führt, wird damit
doch immer deutlicher, dass wir in
einerG2-Welt leben–einerWelt,die
dominiert wird von den beiden
Supermächten USA und China.

Zwar wird gerade in China immer
wiedervomIdealeinermultipolaren
Welt gesprochen, die auch Europa,
Indien, Brasilien und manch andere
regionale Machtzentren einschlie-
ßen soll. Doch im Grunde haben we-
der Washington noch Peking Inte-
resse daran, sich die Weltbühne mit
diesen Mittelmächten zu teilen.
Stattdessen gilt es, den Hauptriva-
len kleinzukriegen. Doch das ist bis-
her keinem der beiden gelungen –
weder ökonomisch noch militärisch
oder technologisch. In fast allen Be-
reichen liefern sich die beiden
Supermächte stattdessen ein Kopf-
an-Kopf-Rennen, nicht zuletzt bei
der Künstlichen Intelligenz (KI).
Hier liegen bisher die Amerikaner
knapp vorne, doch kann sich das an-
gesichts der rapiden Entwicklung
neuer KI-Modelle jederzeit ändern.

In den von US-Finanzminister
ScottBessentunddemchinesischen
Vize-Premier He Lifeng geführten
Gesprächen zur Vorbereitung des
Gipfeltreffens einigten sich die bei-
den darauf, ihren Regierungschefs
die Einrichtung eines USA-China-
Dialogs zur KI vorzuschlagen. Ana-
log zum „Roten Telefon“ im Kalten
Krieg soll auch ein Warnmechanis-
mus entwickelt werden, so dass bei-
de Länder im Fall einer gefährlichen
Verselbstständigung der KI-Tech-
nologie noch rechtzeitig einschrei-
ten können. Doch das ist alles Au-
genwischerei. Letztlich haben we-
der Donald Trump noch Xi Jinping
Interesse daran, die Entwicklung
vonKIzuverlangsamenoderSicher-
heitsventileeinzubauen,könntedas
doch dem Rivalen Vorteile im KI-
Wettbewerb einbringen.

Anhaltendes Misstrauen

Die beiden Mächte trauen einander
nach wie vor nicht über den Weg.
Während die Chinesen der gewalti-
gen Machtfülle der USA immer noch
eine – wenn auch abnehmende –
Portion Respekt und Anerkennung
entgegenbringen, ist es in den USA
nach wie vor Routine, von China
(nicht von Russland!) als dem größ-
ten Feind der Nation zu sprechen.
Gerade im Kongress, aber auch in
weiten Teilen der US-Bevölkerung
wird China weiterhin mit großem
Misstrauen gesehen.

Zum Teil verdankte Trump der
Verteufelung Chinas seinen ersten
Wahlsieg. Er prangerte das Land
2016 als den Verursacher der Covid-
Pandemie an und erklärte, dass Chi-

Chinas Staatschef Xi Jinping kommt nach Washington – Das Verhältnis zu den
USA ist geprägt vom Ringen um die Vorrangstellung zweier Supermächte

na die USA durch den hohen Han-
delsüberschussvergewaltigeundsie
damit als die führende Wirtschafts-
macht der Welt ablösen wolle. Das
waren auch noch Trumps erklärte
Befürchtungen am Beginn seiner
zweiten Amtszeit. 2025 belegte er
China mit Außenhandelszöllen von
bis zu 145 Prozent, die er allerdings
bald darauf deutlich verringerte.
Denn Peking erhob seinerseits hohe
Zölle auf Waren aus den USA.Vor al-
lem aber schränkte China den Ex-
port kritischer Mineralien an die
USA drastisch ein und bereitete da-
mit vielen Industriezweigen, ein-
schließlich der Auto-, Waffen- und
Munitionsindustrie, ernste Proble-
me. Trump lenkte schnell ein.

Einsetzendes Tauwetter

Seitdem setzte allmählich Tauwet-
terzwischenChinaunddenUSAein.
Trump musste feststellen, dass er
mit Xi Jinping zum ersten Mal auf
einen ernstzunehmenden Widersa-
cher gestoßen war, der sich nicht
einfach so herumschubsen ließ wie
die meisten Europäer.

In einem ersten, weniger als zwei
StundendauerndenTreffenmitXiin
Busan (Süd-Korea) im Oktober 2025
unterzeichneten beide Präsidenten
ein Handelsabkommen mit einer
Laufzeit von einem Jahr. Die USA er-
klärten sich bereit, den durch-
schnittlichen Zollsatz auf chinesi-
sche Importe von 57 Prozent auf 47
ProzentzusenkenunddieErhebung
von Vergeltungszöllen auf chinesi-
scheWarenfüreinJahrauszusetzen.
Dafür versprach China, die Export-
kontrollen für Seltene Erden und
Hightech-Produkteebenfallsfürein
Jahr auszusetzen und die Importe
von Sojabohnen und anderen land-
wirtschaftlichen Erzeugnissen aus
den USA gewaltig zu erhöhen.

Zwei Monate später erlaubte
Trump der Halbleiterfirma Nvidia,
einen ihrer besten Hochleistungs-
chips nach China zu exportieren,
was dort nicht nur die KI-Industrie
vorantrieb,sondernTrumpauchdas
Wohlwollen Xis einbrachte. Der US-
Präsident wurde dann auch bald da-
rauf zu einem recht pompösen
Staatsbesuch in Peking empfangen.

Seitdem haben sich die Handels-
und KI-Beziehungen zwischen Chi-
na und den USA weiter entspannt.
Auf dem kürzlich abgehaltenen,
vomchinesischenVerteidigungsmi-
nisterium organisierten riesigen
„XiangshanForum“zurSicherheits-
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politik in Peking – Chinas Antwort
auf die Münchner Sicherheitskonfe-
renz – wurde mir gar von einer ho-
hen US-Offizierin erläutert, dass
seitmehrerenMonatenbeinahetäg-
lich überaus freundliche Gespräche
mit der People’s Liberation Army
(PLA) in Peking stattfänden. Gele-
gentlich treffe man sich sogar mit
den chinesischen Generälen zu
einem geselligen Abend. Ein solch
enges Verhältnis hat es in den ame-
rikanisch-chinesischen Militärbe-
ziehungen schon lange nicht mehr
gegeben. Dennoch wurde kürzlich
bekannt, dass China sich nicht
scheut, Iran genaue elektronische
ZielinformationenzurBeschießung
von US-Schiffen im Persischen Golf
zur Verfügung zu stellen.

Xi Jinpings Besuch in Washington
wird wohl relativ harmonisch ver-
laufen. Die schlechte ökonomische
Situation in beiden Ländern, ein-
schließlich der hohen Jugend-
arbeitslosigkeit in China und der es-
kalierenden Inflationsrate in den
USA,wirdTrumpundXidazuveran-
lassen, das auslaufende Handels-
übereinkommen vom Oktober 2025
zu verlängern. Eine Freilassung des
inhaftierten, schwer kranken Dissi-
denten Jimmy Lai aus Hongkong
wirdwohlnurhinterverschlossenen
Türen angesprochen werden.

Das Gleiche dürfte für die Politik
der USA und Chinas gegenüber Tai-
wan sowie den von China und meh-
rerenanderenLändernbeanspruch-
ten unbewohnten Inseln im Südchi-
nesischen Meer gelten. Angesichts
der äußerst gefährlichen Weltlage
unddertrotzallerKooperationnach
wie vor fragilen Beziehungen zwi-
schen den USA und China ist zu hof-
fen, dass der Status quo hinsichtlich
Taiwans und des Südchinesischen
Meers von beiden Ländern erst ein-
mal aufrechterhalten wird.

China als Pol der Stabilität

Die chinesische Führung hat in den
vergangenen Jahren deutlich an
Selbstbewusstsein gewonnen, was
bei dem Gipfel in Washington nicht
zu übersehen sein wird. Aber dazu
geführt hat sicherlich auch Trumps
erratische Außenpolitik. Der völlig
unnötige Irankrieg und die fortwäh-
rende Unterstützung von Israels
brutalem Vorgehen im Gazastreifen
haben das globale Image der USA
deutlich sinken lassen. Im Globalen
Süden, aber auch in vielen westli-
chen Ländern wird nun plötzlich
paradoxerweise China als Pol der
Stabilität, Rationalität und Zuver-
lässigkeit gefeiert. Dabei hat Peking
keinerlei Bedenken, zumindest in-
direktweiterhinRusslandsAngriffs-
krieg gegen die Ukraine zu ermögli-
chen und – wie erwähnt – auch das
Regime in Teheran zu unterstützen.

Von alledem will Trump nichts
wissen. Er gehört zu Xi Jinpings gro-
ßen Fans, und jetzt geht es ihm um
einen erfolgreichen Staatsbesuch
des starken Manns aus Peking.
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China zollt Respekt. Heiko Sakurai
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KLAUS LARRES
ist Professor für Geschichte und interna-
tionale Beziehungen an der University of

North Carolina/Chapel Hill.
In seiner Kolumne schreibt der gebürtige
Schleidener über die USA als Wahlheimat

und liebsten Forschungsgegenstand

Die Forsa-Umfrage
zeigt: Die blaue

Welle schwappt nach
Nordrhein-Westfalen

Das Land sollte
sich selbst um

besonders schwierige
Rückführungen kümmern

Köln hat mit den
Partnerstädten eine

eigene Erzählung
gefunden


